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Beschlußempfehlung und Bericht 

des Ausschusses für Jugend, Familie, Frauen und Gesundheit (13. Ausschuß) 


zu der Unterrichtung durch die Bundesregierung 
— Drucksache 11/2848 — 


Zweiter Bericht der Bundesregierung über die Lage der Frauenhäuser 
für mißhandelte Frauen und Kinder 


A. Problem 

Bei der Beratung des Ersten Frauenhaus-Berichts der Bundesre- 
gierung von 1983 hat der Deutsche Bundestag am 10. Dezember 
1986 die Vorlage eines Zweiten Erfahrungsberichts bis 30. Juni 
1988 gefordert, der auf die Finanzierungsprobleme als auch auf 
sonstige Schwierigkeiten der Frauenhäuser und denkbare Lö- 
sungsansätze eingehen sollte. Dieser Bericht ist mit der Drucksa- 
che 11/2848 vorgelegt worden. Danach lehnen Länder und kom- 
munale Spitzenverbände bundesgesetzliche Regelungen für Frau- 
enhäuser als nicht erforderlich ab. Der Bund unterstützt jedoch im 
Rahmen von Projektförderungen seit Mitte der 70er Jahre die Frau- 
enhausarbeit. Es sind aber weitere Anstrengungen zur Existenzsi- 
cherung von Frauenhäusern erforderlich. Gleichwohl sind danach 
bundesgesetzliche Schritte für Finanzierungsregelungen vorläufig 
nicht zu erwarten. 


B. Lösung 

Zustimmende Kenntnisnahme des Berichts. Die erheblichen Fi- 
nanzierungsprobleme der Frauenhausträger sollen zunächst durch 
kostendeckende Finanzierungsregelungen der Länder und Ge- 
meinden zu lösen versucht werden. Vom Deutschen Bundestag 
können keine gesetzgeberischen Initiativen erwartet werden ohne 
die erkennbare Bereitschaft der Länder und Gemeinden, an einer 
bundesgesetzlichen Finanzierungsregelung mitzuwirken. Die 
Bundesregierung soll jedoch gebeten werden, die Frauenhausar- 
beit einschließlich der Nachbetreuung von Frauen und Männern 
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als Schwerpunkt im Rahmen ihrer Projektförderung zu unterstüt- 
zen. Ferner soll sie in ihrer Offen thchkeitsarbeit im Jahr 1990 einen 
besonderen Beitrag zum Thema „Gewalt in der Familie" und Auf- 
klärungsmaßnahmen über die leider bestehende Notwendigkeit 
von Frauenhäusem vorsehen. 

Mehrheitsentscheidung im Ausschuß 


C. Alternativen 

Die Bundesregierung soll nach Auffassung der Oppositionsfraktio- 
nen gesetzliche Voraussetzungen zur Sicherung der Finanzierung 
von Frauenhäusern einschließlich Beratungsstellen zur ambulan- 
ten Betreuung und Nachbetreuung schaffen. 
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Beschlußempfehlung 


Der Bundestag wolle beschließen: 

1. Der Deutsche Bundestag nimmt den Zweiten Bericht der Bun- 
desregierung über die Lage der Frauenhäuser für mißhandelte 
Frauen und Kinder — Drucksache 11/2848 — zustimmend zur 
Kenntnis. 

2. a) Nach Auffassung des Deutschen Bundestages ist die Finan- 

zierung der Frauenhäuser eine Angelegenheit der Länder 
und Gemeinden. Die nach wie vor bestehenden erheblichen 
Finanzierungsprobleme der Frauenhausträger müssen zu- 
nächst durch kostendeckende Finanzierungsregelungen der 
Länder und Gemeinden bedarfsgerecht zu lösen versucht 
werden. Erforderlich sind ferner flächendeckende Vereinba- 
rungen zur Kostenerstattung, insbesondere zwischen den 
örtlichen Kostenträgern sowie den überregionalen kommu- 
nalen Verbänden. 

Die Zweiten Empfehlungen des Deutschen Vereins für öf- 
fentliche und private Fürsorge zu den Kosten in Frauenhäu- 
sern und zur Übernahme dieser Kosten vom 28. April 1988 
sollten von den Sozialhilfeträgern und den anderen Kosten- 
trägern uneingeschränkt übernommen werden, sofern keine 
für Frauenhäuser günstigeren Regelungen bestehen. 

b) Der Deutsche Bundestag fordert die Länder auf, sofern noch 
nicht geschehen, klare Förderungsrichtlinien und -grund- 
sätze zu entwickeln und zu verabschieden. 

Ohne die erkennbare Bereitschaft der Länder und Gemein- 
den, an einer bundesgesetzlichen Regelung zur Finanzie- 
rung von Frauenhäusern mitzuwirken, können vom Deut- 
schen Bundestag keine gesetzgeberischen Initiativen erwar- 
tet werden. 

c) Der Deutsche Bundestag bittet die Bundesregierung, die 
Arbeit der Frauenhäuser einschließlich der Nachbetreuung 
von Frauen und Männern weiterhin als einen Schwerpunkt 
im Rahmen ihrer Projektförderung zu unterstützen. 

3. Die Frauenhausarbeit braucht unverminderte öffentliche Unter- 
stützung der politischen Parteien, der Parlamente und der zu- 
ständigen Behörden auf örtlicher und überörtlicher Ebene sowie 
der Medien. Der Deutsche Bundestag ersucht die Bundesregie- 
rung, in ihrer Öffentlichkeitsarbeit im Jahr 1990 einen besonde- 
ren Beitrag zum Thema „Gewalt in der Familie“ und Aufklä- 
rungsmaßnahmen über die leider immer noch bestehende Not- 
wendigkeit von Frauenhäusem vorzusehen. 


Bonn, den 6. Dezember 1989 

Der Ausschuß für Jugend, Familie, Frauen und Gesundheit 

Frau Wilms-Kegel Frau Dr. Götte 

Vorsitzende Berichterstatterin 
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Bericht der Abgeordneten Frau Dr. Götte 


I. Allgemeines 

Der Bericht wurde vom Präsidenten des Deutschen 
Bundestages am 23. September 1988 dem Ausschuß 
für Jugend, Familie, Frauen und Gesundheit in der 
Sammelüberweisung Drucksache 11/2956, Nr. 1.3, 
zur Beratung überwiesen. 

Bei dem Bericht geht es um folgendes: 

Den Ersten Frauenhausbericht hat die Bundesregie- 
rung im August 1983 vorgelegt (Drucksache 10/291). 
Er befaßte sich mit der Frage, ob bundesgesetzliche 
Grundlagen zur Finanzierung von Frauenhäusern ge- 
schaffen werden könnten. Er kam zum Ergebnis, daß 
die Länder — außer Hessen — , die kommunalen Spit- 
zenverbände, der Deutsche Verein für öffentliche und 
private Fürsorge und die Bundesarbeitsgemeinschaft 
der überörtlichen Träger der Sozialhilfe bundesge- 
setzliche Schritte innerhalb oder außerhalb des Bun- 
dessozialhilfegesetzes ablehnten. An dieser Haltung 
hat sich bis heute nichts geändert. 

Am 10. Dezember 1986 hat der Deutsche Bundestag 
die Bundesregierung um einen erneuten Erfahrungs- 
bericht über Frauenhäuser bis zum 30. Juni 1988 ge- 
beten, „der sowohl auf evtl. Probleme der Finanzie- 
rung als auch auf sonstige Schwierigkeiten der Frau- 
enhäuser ein gehen und denkbare Lösungsansätze be- 
rücksichtigen'' sollte. Dieser Bericht ist mit der Vor- 
lage erstattet worden. Er befaßt sich im wesentlichen 
mit 

— der politischen Diskussion um Frauenhäuser auf 
Bundesebene, 

— der Struktur und Arbeit der Frauenhäuser, 

— ihrer Förderung durch die öffentliche Hand, 

— Frauenhaus-Problemen im einzelnen, 

— Forderungen und Perspektiven für die künftige 
Arbeit der Frauenhaus- Arb eit. 

Auftragsgemäß nehmen die Finanzierungsfragen ei- 
nen breiten Raum ein. 


II. Ausschußberatung 

Der Bericht wurde vom Ausschuß in den Sitzungen am 
19. April, 14. Juni, 18. Oktober und am 6. Dezember 
1989 beraten. Während der Sommerpause 1989 wurde 


bei autonomen Frauenhäusern, freien, kirchlichen 
und öffentlichen Frauenhaus-Trägern, staatlichen 
und kommunalen Gleichstellungsstellen und bei den 
kommunalen Spitzenverbänden eine schriftliche An- 
hörung durchgeführt über 

— die heutigen Aufgabenfelder der Frauenhäuser, 

— ihre Nachsorge -Programme für Frauen, 

— die Finanzierungsprobleme und 

— die Zusammenarbeitsprobleme mit anderen staat- 
lichen und gemeindlichen Dienststellen. 

Die zunächst im Ausschuß angestrebte einvernehmli- 
che Beschlußempfehlung ist nicht zustande gekom- 
men, obwohl alle Fraktionen für eine Förderung der 
Frauenhäuser als solche, ihre finanzielle Absicherung 
durch die öffentliche Hand einschließlich der Förde- 
rung der Nachbetreuung von Frauen und gewalttäti- 
gen Männern eintrete. Alle Fraktionen haben den 
Bericht zustimmend zur Kenntnis genommen. Die 
mehrheitliche Auffassung des Ausschusses hat in der 
Beschlußempfehlung ihren Niederschlag gefunden. 

Der von beiden Oppositionsfraktionen unterstützte 
Antrag der SPD-Fraktion wurde abgelehnt. Er for- 
derte die Bundesregierung zur Schaffung der gesetz- 
lichen Voraussetzungen zur Sicherung der Finanzie- 
rung von Frauenhäusern einschließlich Beratungs- 
stellen zur ambulanten Betreuung und Nachbetreu- 
ung auf. Ferner sollte der vom Wohnsitz unabhängige 
Zugang zu den Frauenhäusern sichergestellt werden. 
Es sollten Sonderprogramme für Alleinerziehende im 
öffentlich geförderten Wohnungsbau aufgelegt und 
ein gesetzlicher Anspruch auf Kinderbetreuungs- 
plätze geschaffen werden. Ferner sollte die Bundesre- 
gierung gebeten werden, bis zum 31. August 1992 
einen erneuten Erfahrungsbericht über Frauenhäuser 
vorzulegen. Die Koalitionsfraktionen waren der Auf- 
fassung, daß in Anbetracht der Länderkompetenz für 
die Frauenhaus-Finanzierung eine bundesgesetzliche 
Sicherung der Finanzierung von Frauenhäusern nicht 
erreichbar sei und dem Bund hier nur eine Anre- 
gungskompetenz gegenüber den Ländern verbleibe. 

Namens des Ausschusses für Jugend, Familie, Frauen 
und Gesundheit bitte ich den Deutschen Bundestag, 
den Bericht nach Maßgabe der Be Schluß empfehlung 
zur Kenntnis zu nehmen. 


Bonn, den 22. Dezember 1989 


Frau Dr. Götte 

Berichterstatterin 


Druck: Bonner Universitäts-Buchdruckerei, 5300 Bonn 

Alleinvertrieb: Verlag Dr. Hans Heger, Postfach 20 13 63, Herderstraße 56, 5300 Bonn 2, Telefon 02 28/36 35 51, Telefax 02 28/36 12 75 

ISSN 0722-8333 


